
Der Funke
Hände weg von unserer Post

Widerstand organisieren!
Die Pläne des Post-Managements liegen nun für jeden deutlich auf dem Tisch: 293 Postämter sollen geschlossen und 

durch „Postpartner“ ersetzt werden. Gleichzeitig sollen vorbereitend auf die vollständige Liberalisierung noch heuer 

mehrere Pilotprojekte anlaufen, um durch den Einsatz von Subunternehmen in der Brief- und Paketzustellung die 

Personalkosten massiv zu reduzieren. Das Resultat ist ein permanenter Abbau von Arbeitsplätzen – bis zu 9000 sollen 

es werden, geht es nach dem Willen des Managements. 

Diese Pläne sind nicht neu. Ganz im Gegen-

teil: Koll. Fritz und die anderen Arbeit-

nehmervertreter im Aufsichtsrat wussten von 

diesem Vorhaben schon seit Anfang 2008 (trotz 

gegenteiliger Beteuerung). Aber spätestens seit 

letzten Dezember weiß die GPF-Spitze, dass 

Feuer am Dach ist. Nach zaghaften Versuchen 

die Angriffe des Managements abzuwehren, bi-

lanzierte Gerhard Fritz den Arbeitskampf vom 

vergangenen Dezember mit den Worten: „Wir 

haben nun die Möglichkeit mitzureden“. Und 

in der Tat, es wurde geredet. Aber wenn unter 

anderem die 293 Postämterschließungen, der 

Verlust von Arbeitsplätzen und die Auslage-

rung von Zustell- und Sortierdiensten an Sub-

unternehmen das Ergebnis dieses Geredes sind, 

dann bedeutet es vor allem für den angestrebten 

Branchen-Kollektivvertrag nichts gutes. 

Mit ihrer Strategie haben die GPF-Führung 

und das Präsidium des Zentralausschusses in 

den vergangenen Jahren die Belegschaft in eine 

Sackgasse hineinmanövriert. Das Management 

konnte sich mehr oder minder alles leisten, 

denn ernsthafter Widerstand war von Seiten 

der obersten Personalvertretung nicht zu be-

fürchten. Als man dann vergangenen Dezember 

endlich „ernst“ machte, erwiesen sich die Me-

thoden von Koll. Fritz & Co., welche die gesamte 

Belegschaft von einem Arbeitskampf mehr oder 

minder ausschließen, als völlig außerstande, ei-

nen effektiven gewerkschaftlichen Widerstand 

zu organisieren. Mit dieser Stellvertreterpoli-

tik, welche letztlich den Börsegang der Post, 

die Schließung von über 1.000 Postämtern, den 

Abbau von über 10.000 Arbeitsplätzen, u.v.m. 

erst möglich gemacht hat, muss endlich Schluss 

sein. Wir wollen Koll. Fritz und dem Zentral-

ausschuss glauben, wenn sie beteuern, Angriffe 

des Post-Managements, wie wir sie in der Ver-

gangenheit gesehen haben, abwehren zu wollen. 

Aber dann muss eine Diskussion in der Beleg-

schaft in Gang gesetzt werden. Die Erfahrungen 

der Vergangenheit, speziell jene vom Dezember 

2008, müssen verallgemeinert werden. Denn 

ganz offensichtlich konnten die Angriffe des 

Managements nicht abgewehrt werden.

Die jetzige Auseinandersetzung kann die Post-

belegschaft nur dann für sich entscheiden, wenn 

ein Arbeitskampf auf breitesten Schultern und 

als Ergebnis einer kollektiven Diskussion orga-

nisiert wird. Wir haben den berechtigten Zweifel 

daran, dass Koll. Fritz und der ZA diesen Weg 

gehen wollen, denn die Erfahrung hat gezeigt, 

dass es in der Regel bei leeren Streikdrohungen 

bleibt. Damit ein neuerlicher Streikbeschluss 

nicht verpufft, braucht es eine klassenkämp-

ferische Personalvertretung. Das Management 

muss spüren, dass sie es nicht bloß mit einigen 

Funktionären – so wie vorigen Dezember –, son-

dern mit der gesamten mobilisierten Belegschaft 

zu tun hat. Nur eine Personalvertretung, welche 

imstande ist, den Streik in jede einzelne Dienst-

stelle hineinzutragen, wird vom Management 

als ernstzunehmender Gegner betrachtet wer-

den. Die Postbelegschaft braucht keine leeren 

Streikbeschlüsse mehr sondern sie braucht eine 

Personalvertretung, welche imstande und vor 

allem gewillt ist, die Belegschaft zu mobilisieren. 

Jedoch nur eine Belegschaft, welche vom Anfang 

bis zum Ende in den Arbeitskampf eingebunden 

ist, selbst Entscheidungskompetenz über Streik-

ziel, -beginn und –dauer hat, kann die Dynamik 

entwickeln, welche notwendig ist um die Pläne 

des Post-Managements im Keim zu ersticken. 

Das setzt Diskussionen in den Dienststellen, 

Verteilerzentren etc. voraus - Diskussionen, wel-

che aus Angst davor, dass die Belegschaft ernst-

haft (d.h. betriebsstörend) kämpfen will, zu lan-

ge gemieden wurden. 

Daher schlagen wir den Kolleginnen und Kol-

legen der Post, den VPA-Mitgliedern und ihren 

Obleuten und den GPF-Bezirksgruppen fol-

gende Vorgehensweise vor:

Eine bundesweite VPA-Vorsitzenden-Kon- 

ferenz zur Diskussion der jüngsten Angriffe 

des Post-Managements und zur Planung von 

Kampfmaßnahmen.

Umgehende Durchführung von Urabstim- 

mungen unter allen Beschäftigten der Post AG, 

ob ein Arbeitskampf eingeleitet werden soll, mit 

unmissverständlicher Fragestellung. 

Schaffung von Aktionskomitees auf mög- 

lichst vielen Dienststellen und Vernetzung der-

selben, um alle Kampfmaßnahmen koordinie-

ren zu können.

Schaffung einer kämpferischen Personalver- 

tretung über die Fraktionsgrenzen hinweg

Einmahnung des Beschlusses vom ÖGB- 

Vorstand, dass ein etwaiger Arbeitskampf bei 

der Post unterstützt wird – die Postbeschäftigten 

brauchen die aktive Solidarität der gesamten 

Gewerkschaftsbewegung.

Am 28. März werden Tausende Menschen  

unter dem Motto „Wir zahlen Eure Krise nicht“ 

auf die Straße gehen. Bilden wir auf dieser 

Demo einen Block von Postbeschäftigten und 

protestieren wir gegen die Schließung von Po-

stämtern und die Vernichtung unserer Arbeits-

plätze.

Infos und Analysen unter: 

www.derfunke.at
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